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tung oder Erweiterung von Rat-
häusern, Schulen oder Kinderta-
gesstätten. Dienersberger betonte,
dass sich die Förderung nicht am
verbauten Holzmaterial orientie-
re, sondern an der gespeicherten
Kohlenstoffmenge.

Unter diesem Gesichtspunkt ste-
he nun auch die geplante Auswei-
tung auf andere klimafreundliche
Baustoffe. Man komme damit dem
Wunsch von Bauträgern, aber auch
der Beton- und Ziegelindustrie
nach einer Technologieoffenheit
bei der Förderung nach. Als schwer
umsetzbar bezeichnete es Dieners-
berger allerdings, als Fördergrund-
lage eine von der Bauindustrie ge-
forderte, auf den Lebenszyklus ei-
nes Gebäudes berechnete CO2-Bi-
lanzierung einzuführen. „Das wür-
de einen riesigen bürokratischen
Aufwand schaffen, der aus meiner
Sicht in keinem Verhältnis zu den
Fördersummen steht“, sagte er.

Im Ausschuss wurde die geplan-
te Ausweitung der Förderung be-
grüßt. Martin Behringer (Freie
Wähler) erklärte, die Förderbe-
schränkung auf Holz müsse unbe-
dingt aufgehoben werden, um das
klimafreundliche Bauen auf eine
breitere Basis zu stellen. Sabine
Gross (SPD) sprach sich zudem
für beschleunigte Zulassungsver-
fahren für neue Baustoffe aus. Per
Antrag versuchte die AfD die aus
ihrer Sicht vorhandene Benach-
teiligung der Ziegel beim Bau zu
beenden. Es dürfe keine vom Staat
vorgegebene Bevorzugung ande-
rer Baustoffe geben, betonte die
AfD-Abgeordnete Katrin Ebner-
Steiner. Bauen mit heimischen
Ziegeln sei nachhaltig. Martin
Wagle (CSU) nannte das überflüs-
sig. Bei der Förderung herrsche
schon heute Baustoffneutralität,
da nicht der Baustoff, sondern die
CO2-Bindung gefördert werde.
Die anderen Fraktionen sahen das
ebenso. > JÜRGEN UMLAUFT

Die Staatsregierung will ihr
Holzbauförderprogramm auf wei-
tere klimafreundliche Baustoffe
ausweiten und dann umbenen-
nen. Das kündigte der im Baumi-
nisterium zuständige Leitende Mi-
nisterialrat Roman Dienersberger
im Bauausschuss an. Geprüft wer-
de derzeit unter anderem die För-
derung von klimafreundlichen
Verbundmaterialien sowie von
Baustoffen, die aus nachwachsen-
den Rohstoffen hergestellt sind,
und die Einbeziehung von Boden-
belägen und Fenstern aus Holz.
Die Vorschläge befänden sich ak-
tuell in der Abstimmung zwischen

dem Bau- und dem Agrarministe-
rium. Die neue Konzeption soll im
ersten Quartal 2025 vorgestellt
werden. Trotz der Ausweitung pla-
ne man nur mit einer „Versteti-
gung“ der zur Verfügung stehen-
den Fördermittel.

Nach Angaben Dienersbergers
wird das bislang nur auf Holz aus-
gelegte Förderprogramm gut ange-
nommen. Seit 2021 seien 420
Bauvorhaben mit einem Förder-
volumen von 47 Millionen Euro
bewilligt worden. Dabei sei es ge-
lungen, rund 108 000 Tonnen
Kohlendioxid zu binden. Pro ein-
gesparter Tonne CO2 würden 500
Euro bis zum Höchstbetrag von
200 000 Euro je Förderfall gezahlt.
Projektträger seien sowohl private
Bauherren im Wohnungsbau als
auch Kommunen mit der Errich-

Programm wird erweitert

Martin Behrin-
ger (Freie Wäh-
ler): Klima-
freundliches
Bauen muss auf
eine breitere Ba-
sis gestellt wer-
den. LANDTAG
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sierte mit Einwanderungsge-
schichte nicht zu, für ein Mandat
oder Amt zu kandidieren, auch
weil detaillierteres Wissen über
politische Prozesse fehlt.

Seit dem Jahr 1990 steigt der
Anteil von Abgeordneten mit Mi-
grationshintergrund auf Bundes-
und Landesebene kontinuierlich
an. Doch etliche Personen, die es
ins Parlament geschafft haben,
berichteten, dass sie trotz anderer
fachlicher Expertise eher Migrati-
ons- oder Integrationsthemen
„zugewiesen“ bekommen hätten.
> BSZ

Prozent. Besonders auffällig ist
die Unterrepräsentation im Saar-
land, in Rheinland-Pfalz, Bayern,
Nordrhein-Westfalen, Nieder-
sachsen und Hessen. Lediglich in
den Stadtstaaten ist die Zahl der
migrantischen Abgeordneten zu-
mindest etwas höher als der Anteil
der wahlberechtigten Bevölke-
rung mit Migrationshintergrund.
So besitzen beispielsweise 21,1
Prozent der Abgeordneten in der
Hamburger Bürgerschaft einen
Migrationshintergrund.

In der Untersuchung heißt es,
oft trauten sich politisch Interes-

Obwohl der Anteil der Men-
schen mit Migrationshintergrund
in Deutschland kontinuierlich
wächst, sind sie in Bundestag und
Landesparlamenten nach wie vor
unterrepräsentiert. Das offenbart
die von der Robert Bosch Stiftung
geförderte Repchance-Studie:
Während in der deutschen Bevöl-
kerung mehr als jeder Vierte einen
Migrationshintergrund hat, sind
es unter den Abgeordneten des
Bundestags nur 11,4 Prozent.

Noch größer ist die Diskrepanz
in den Landesparlamenten. Dort
haben sie einen Anteil von nur 7,3

Nur wenig Zugewanderte in den Parlamenten
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Landesnetzwerks bürgerschaftli-
ches Engagement „in den Wind ge-
schlagen“. Konkret nannte Wald-
mann die Erhöhung der Ehren-
amtspauschale, einheitliche För-
derrichtlinien und Antragsvorga-
ben sowie die Entlastung bei Haf-
tungsfragen. Auch Eva Lettenbau-
er (Grüne) betonte, der Gesetzent-
wurf beinhalte neben sinnvollen
Änderungen auch viele Selbstver-
ständlichkeiten. Was fehle, sei ein
„Ehrenamtsurlaub“ für Fortbil-
dungen, die digitale Beantragung
der Vereinspauschale und mehr-
jährige Förderzyklen.

Praxistauglichkeit kritisiert

Noch Beratungsbedarf sahen
Vertreter*innen mehrerer Fraktio-
nen beim Modernisierungsgesetz.
So bemängelte Johannes Becher
(Grüne), dass den Kommunen das
Recht auf Erlass von Gestaltungs-
satzungen genommen werden sol-
le. Dies sei ein schwerwiegender
Eingriff in die kommunale Selbst-
verwaltung. „Wir sollten nicht die
Gscheithaferl aus München sein,
die den Kommunen vorschreiben,
was sie tun sollen“, sagte er. Sabine
Gross (SPD) schloss sich dem an.
Sie äußerte zudem Zweifel an der
Praxistauglichkeit der neuen Vor-
gaben für Spiel- und Kfz-Stellplät-
ze und warf Sicherheitsfragen be-
züglich des Brandschutzes auf.

Der Freie Wähler Martin Behrin-
ger forderte mit Blick auf die Stell-
platzpflicht eine nach städtischen
und ländlichen Kommunen diffe-
renzierte Lösung. Seine Fraktion
sehe auch an anderen Stellen Ver-
besserungsbedarf. Markus Striedl
(AfD) nannte die Vorlage ein „Kud-
delmuddelgesetz“. So könne Büro-
kratieabbau nicht gelingen. Unein-
geschränkt hinter das Maßnah-
menpaket stellte sich Konrad Baur
(CSU). „Wir beschleunigen und
entfesseln Bayern“, sagte er.
> JÜRGEN UMLAUFT

Entlastung von Polizei und Feuer-
wehr dürfen Fest- oder Faschings-
umzüge künftig auch von anderen
ehrenamtlichen Kräften abgesi-
chert werden. Veranstaltungen, die
dem Gemeinwohl dienen, werden
gebührenfrei.

Aus den Fraktionen kam über-
wiegend Unterstützung. Vor allem
die Änderungen bei der Agrarför-
derung und für das Ehrenamt fan-
den breite Zustimmung. Bei Letz-
terem äußerte aber vor allem Ruth
Waldmann (SPD) Kritik. Es handle
sich in erster Linie um „Symbolpo-
litik“, ohne die echten Sorgen der
Ehrenamtlichen aufzugreifen. So
habe die Staatsregierung in ihrem
Entwurf sämtliche Anregungen des

Ebenfalls in einem eigenen Ge-
setz sollen zahlreiche Vorschriften
für Ehrenamtliche gestrichen oder
zumindest vereinfacht werden.
Nach den Angaben Herrmanns
sollen Behörden ihr Ermessen
künftig „stets ehrenamtsfreund-
lich“ ausüben. Dafür erhielten sie
nun die gesetzliche Rückende-
ckung. Der Staat solle als Partner
und Unterstützer des Ehrenamts
wahrgenommen werden, nicht als
Regulierer und Verhinderer. Im
Einzelnen sieht der Gesetzentwurf
zum Beispiel vor, dass für jährlich
wiederkehrende Veranstaltungen
eine erneute Genehmigungspflicht
entfällt, wenn sie einmal problem-
los durchgeführt worden sind. Zur

nen ersetzen und den Rahmen für
genehmigungsfreie Nebentätigkei-
ten deutlich erweitern. Durch eine
Änderung im land- und forstwirt-
schaftlichen Vollzugsgesetz nutzt
die Staatsregierung eine vom Bund
gewährte Regelungskompetenz,
um Landwirte und die Agrarver-
waltung zu entlasten. So sollen
künftig zu Unrecht ausbezahlte
EU-Fördermittel bis 500 Euro und
daraus entstandene Zinsforderun-
gen bis 250 Euro nicht mehr zu-
rückgefordert werden. Nach Aus-
kunft von Agrarministerin Mi-
chaela Kaniber (CSU) ist der Ver-
waltungsaufwand bei diesen Be-
trägen höher als die eingenomme-
ne Summe.

fällt für bestimmte Bereiche die
Pflicht zum Bau von Kinderspiel-
und Kfz-Stellplätzen. Die Freiflä-
chengestaltungssatzungen von
Kommunen, in denen Vorgaben
zur Verhinderung von Bodenver-
siegelung oder Nutzung standort-
gerechter Bepflanzungen gemacht
werden konnten, sollen gänzlich
abgeschafft werden.

Im Dienstrecht will die Staatsre-
gierung unter anderem den Turnus
der regelmäßigen Beurteilung von
Beamt*innen von drei auf vier Jah-
re verlängern, die ärztliche Ge-
sundheitsprüfung vor einer Verbe-
amtung durch eine – nur noch im
Zweifelsfall zu überprüfende -
Selbstauskunft der Bewerber*in-

Der Landtag hat in Erster Le-
sung drei Gesetzentwürfe der

Staatsregierung zum Bürokratie-
abbau in Bayern beraten. Die vor-
geschlagenen Maßnahmen betref-
fen vor allem das Bau- und das
Dienstrecht, die Entlastung des
Ehrenamts von Vorschriften sowie
Vereinfachungen in der Agrarför-
derung. In einer grundsätzlichen
Stellungnahme zu den Entbüro-
kratisierungsplänen forderte
Staatskanzleiminister Florian
Herrmann (CSU) ein Umdenken in
Politik, Verwaltung und Bürger-
schaft. „Wir müssen uns daran ge-
wöhnen, dass künftig weniger ge-
regelt wird, und müssen das auch
aushalten“, sagte er.

Man habe sich „wohlig einge-
richtet“ in einem Staat, der alles re-
gele und möglichst einzelfallge-
rechte Entscheidungen treffe. Dies
habe aber dazu geführt, dass immer
neue Regelungen getroffen worden
seien. „Wir müssen diesen Teufels-
kreis durchbrechen“, mahnte
Herrmann. Bürger*innen und
Wirtschaft würden zunehmend
„unter der Last der Bürokratie äch-
zen“, nötig sei ein schlankerer
Staat. Es dürften nur noch solche
Regeln gelten, die wirklich ge-
braucht würden. Gesetze und Ver-
ordnungen müssten Vertrauen in
die Menschen setzen und dürften
„nicht immer vom schwarzen
Schaf her denken“. Die nun vorge-
legten Gesetzentwürfe seien der
erste Teil eines „Bayern-Updates“.

Weniger Kinderspielplätze

Kernpunkt ist das erste Moder-
nisierungsgesetz, das die Bereiche
Bau- und Dienstrecht umfasst. Es
sieht vor, dass Bauvorhaben wie
ein Dachgeschossausbau, die Er-
richtung von Terrassenüberda-
chungen, der Bau von Garten-
schwimmbecken sowie mehrere
weitere kleinere Maßnahmen ver-
fahrensfrei werden. Zudem ent-

Weniger Auflagen bei Bauvorhaben

Für den Dachgeschossausbau oder den Bau von Gartenschwimmbecken braucht es bald keine Genehmigung mehr. FOTO: DPA/PATRICK PLEUL
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Geflüchtete schneller in Arbeit bringen
In einer von seiner Fraktion be-

antragten Aktuellen Stunde zu
Migration und Integration hat
Grünen-Fraktionsvize Johannes
Becher zu „Tatkraft, Optimismus
und Realismus“ aufgerufen. Man
müsse die auftretenden Probleme
ohne Dramatisierung der Lage
sachgerecht lösen. „Wer die
Angstmacher füttert, macht sie
nur fetter“, warnte er vor einer Be-
förderung populistischer Aussa-
gen. So sei es bedenklich, wenn
das Sicherheitsgefühl in der Be-
völkerung sinke, obwohl
Deutschland eines der sichersten
Länder weltweit sei. Der unzwei-
felhaft vorhandenen Gefährdung
durch den islamistischen Terroris-
mus müsse deshalb konsequent
entgegengewirkt werden. „Wer
schwere Straftaten begeht oder
begehen will, wer ein Kalifat er-
richten möchte, hat keinen Platz
in unserem Land“, betonte Be-
cher.

Als grundsätzlich positiv bewer-
tete Becher die Pläne von Minis-
terpräsident Markus Söder (CSU),

die Arbeitsaufnahme von Ge-
flüchteten zu forcieren. Hierbei
gelte es aber, die „Fleißigen und
Anständigen“ in echte sozialversi-
cherungspflichtige Arbeit zu brin-
gen. Die Verpflichtung zu gemein-
nütziger Arbeit könne nur eine
Notlösung sein. Um die Integrati-
on darüber hinaus zu verbessern,
sei ein Abbau von Bürokratie und
die Beseitigung des Personalman-
gels in den Ausländerbehörden er-
forderlich. Verfahren dort dauer-
ten viel zu lang. Zudem brauche
es eine finanzielle Entlastung der
Kommunen, damit diese Spielräu-
me für die Ertüchtigung ihrer so-
zialen Infrastruktur bekämen.

Der Integrationsbeauftragte der
Staatsregierung, Karl Straub
(CSU), warf den Grünen vor, ihre
Migrationspolitik in den vergan-
genen Jahren habe nichts mit der
Lebensrealität der Menschen zu
tun gehabt. Sie hätten alles abge-
lehnt, was zu einer geregelten Zu-
wanderung nötig sei. Dies gelte
auch für die Vorgaben zur Arbeits-
aufnahme, die von der Bundesre-

gierung gemacht würden. Richard
Graupner (AfD) nannte die Aus-
führungen Bechers vor diesem
Hintergrund „lachhaft und un-
glaubwürdig“. Es gebe zudem kei-
ne nennenswerte Zuwanderung in
den Arbeitsmarkt, sondern viel-
mehr in das Sozialsystem und die

Kriminalität. Nötig sei „Remigrati-
on vor Integration“.

Für eine klare Trennung von Ar-
beitsmigration und Flucht trat
Alexander Hold (Freie Wähler)
ein. Deshalb brauche es für die
Anwerbung ausländischer Ar-
beitskräfte klare Regeln. Ganz
ohne Migration würde im Land
von der Müllabfuhr bis zu den
Krankenhäusern kaum etwas
funktionieren, warnte Hold vor ei-
ner generellen Abschottung. Arif
Taşdelen (SPD) verwies auf die
Enquetekommission des Landtags
zur Migration. Die habe schon vor
sechs Jahren konkrete Vorschläge
zur Integration durch Arbeit vor-
gelegt. Innenminister Joachim
Herrmann (CSU) betonte, nir-
gends gelinge Integration besser
als in Bayern. Dies gelte auch für
die Arbeitsaufnahme Geflüchte-
ter. Zur Realität gehöre aber auch,
dass die Aufnahmefähigkeit des
Landes begrenzt sei. Deshalb
brauche man trotz aller Integrati-
onserfolge eine „Migrationswen-
de“. > JUM

Vor Ausländerbehörden braucht es
oft viel Geduld. FOTO: DPA/DEDERT

In unserem Porträt des Freie-
Wähler-Abgeordneten Martin
Scharf, das in der Ausgabe 37 der
Staatszeitung vom 13. September
erschien, ist uns ein bedauerli-
cher Irrtum unterlaufen: Der
Schwandorfer Landrat Thomas
Ebeling wurde dort als Freier
Wähler genannt. Das ist natürlich
falsch. Thomas Ebeling ist Mit-
glied der CSU. Wir bitten für das
Versehen um Entschuldigung.
> BSZ

Korrektur:
Thomas Ebeling
ist CSU-Politiker


